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Einführung und Problemstellung 

Seit mehr als 50 Jahren gibt es Werbung im deutschen Fernsehen. Der  
erste deutschsprachige Werbespot der Fernsehgeschichte wurde im Jahr 
1956 vom Bayerischen Rundfunk im Programm der ARD ausgestrahlt und 
warb für das Waschmittel „Persil“ aus dem Hause Henkel. Gegen die Ein-
führung des „Werbefernsehens“ regte sich damals heftiger Widerstand. Die 
mit der Werbung einhergehende Kommerzialisierung der Rundfunktätig-
keit wurde als unvereinbar mit dem kulturellen und demokratischen Auf-
trag des (damals noch ausschließlich öffentlich-rechtlich organisierten) 
Rundfunks und zudem als bedrohliche Konkurrenz für die traditionell an-
zeigenfinanzierte Presse angesehen. Letztlich setzte sich die Werbung im 
öffentlich-rechtlichen Rundfunk durch, die Kritik an der Werbetätigkeit 
der gebührenfinanzierten Rundfunkanstalten ist jedoch nie ganz verstummt. 
Mit dem Aufkommen des ausschließlich werbefinanzierten Privatrund-
funks zu Beginn der der 1980er Jahre hat sich Werbevolumen potenziert. 
Das Fernsehen hat sich zum wichtigsten Werbemedium entwickelt und er-
wirtschaftet jährlich Milliardenumsätze. Zwar ist die Werbung heute ein 
fester Bestandteil des Fernsehprogramms. Die ständige Unterbrechung der 
Sendungen durch die herkömmliche Spotwerbung wird jedoch von den 
meisten Zuschauern nach wie vor als störend empfunden. Vielfach entzie-
hen sich die Zuschauer daher den Werbebotschaften, indem sie umschalten 
oder ihre Aufmerksamkeit anderen Dingen widmen. Seit einigen Jahren 
bestehen zudem technische Möglichkeiten der Werbeumgehung, wie z.B. 
digitale Festplattenrecorder, mit deren Hilfe die ungeliebten Unterbre-
chungen ohne großen Aufwand herausgefiltert werden können. Auch der 
individuelle Abruf von Fernsehsendungen nimmt zu und die Bindung an 
feste Programmschemata im gleichen Maße ab. Bei der Verbreitung von 
audiovisuellen Inhalten gewinnt vor allem das Internet an Bedeutung. 
Klassische Spotwerbung als Bestandteil eines festen Programmschemas 
stößt somit an ihre Grenzen. Das bislang kontinuierliche Wachstum der 
Fernsehwerbung hat sich drastisch verlangsamt. Als Werbeform der Zu-
kunft gelten daher integrative Werbeformen. Statt der strikten Trennung 
von Werbung und redaktionellem Programm erfolgt hier eine Verknüpfung 
von redaktionellen und werblichen Inhalten, die eine höhere Aufmerksam-
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keit der Zuschauer garantiert. Ziel ist es, die Umgehung der Werbung zu 
verhindern und damit die Werbeerlöse zu steigern.   

 
Vor diesem Hintergrund hat die Europäische Union die Tür zu einer neuen 
Ära der Fernsehwerbung aufgestoßen und die Diskussion über die Wer-
bung neu entfacht: Die EU-Richtlinie über audiovisuelle Mediendienste 
(AVMD-RL) vom 11. Dezember 2007 legalisiert – unter bestimmten Be-
dingungen – den Einsatz von Product Placement im Fernsehen. Product 
Placement (deutsch: „Produktplatzierung) ist die Werbezwecken dienende 
Integration von Wirtschaftsgütern in das redaktionelle Programm. Es han-
delt sich um eine integrative Form der Werbung, die zwar schon heute 
vielfach zum Einsatz kommt, bislang jedoch in einer rechtlichen Grauzone 
zwischen der zulässigen Darstellung von Wirtschaftsgütern und verbotener 
Schleichwerbung lag. Nach den Plänen der EU-Kommission sollen den 
Privatsendern, die aufgrund der stagnierenden Werbeeinnahmen und der 
Verteuerung der Programme unter finanziellen Druck stehen, durch die Zu-
lassung von Product Placement neue Einnahmequellen eröffnet werden. 
Die AVMD-Richtlinie lässt Produktplatzierung allerdings nur in bestimm-
ten, vorwiegend der Unterhaltung dienenden Sendeformaten zu und nor-
miert außerdem Pflichten zur Kennzeichnung von Produktplatzierungen. 
Mit dem am 1. April 2010 in Kraft getretenen 13. Rundfunkänderungs-
staatsvertrag haben die Bundesländer trotz ihres früheren Widerstandes in 
den Verhandlungen die Vorgaben der AVMD-Richtlinie im Wesentlichen 
unverändert in das deutsche Rundfunkrecht umgesetzt. Von der Möglich-
keit eines nationalen Verbots von Product Placement haben die Länder 
zwar keinen Gebrauch gemacht. In einigen Bereichen wurden jedoch 
strengere Regelungen getroffen, insbesondere für den öffentlich-recht-
lichen Rundfunk. 

Die Legalisierung von Product Placement führt zur Aufhebung der 
strikten Grenze zwischen Werbung und Programm. Sie steht daher in Kon-
flikt mit dem werberechtlichen Trennungsgrundsatz, einem ebenso elemen-
taren wie anerkannten Prinzip der nationalen und europäischen Medien-
ordnung. Integrative Werbeformen bergen – mehr noch als herkömmliche 
Spot-Werbung – die Gefahr einer Einflussnahme der Werbetreibenden auf 
das redaktionelle Programm. Während es bei Spot-Werbung in Hinblick 
auf die Einschaltquoten lediglich auf die Massenattraktivität des Pro-
gramms im Ganzen ankommt, ergibt sich etwa bei Vereinbarungen über 
Product Placement die Möglichkeit einer direkten Einflussnahme auf die 
Dramaturgie der einzelnen Sendungen und damit auf die redaktionellen In-
halte. Zudem besteht die Gefahr einer Irreführung der Fernsehzuschauer 
über den Werbecharakter der Platzierung. 
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Die Legalisierung von Product Placement durch die AVMD-Richtlinie 
und ihrer Umsetzung in deutsches Recht stößt daher auf ein geteiltes Echo: 
Die privaten Sender befürworten grundsätzlich die Deregulierung der 
Werbung zur Sicherstellung ihrer wirtschaftlichen Grundlagen. Zu den Be-
fürwortern gehören auch die werbende Wirtschaft als Nachfrager von Pro-
duct Placement, die Werbeagenturen als Vermittler und die Produktions-
firmen als Hersteller der Fernsehsendungen. Die Beteiligten erhoffen sich 
von einer Regulierung von Product Placement ein Ende der bestehenden 
Rechtsunsicherheiten, denn Product Placement ist bereits heute gängige 
Praxis. Allerdings findet der Einsatz bisher in einer rechtlichen Grauzone 
statt, wie einige bekannt gewordene Fälle von Schleichwerbung im Fern-
sehen gezeigt haben (z.B. in der ARD-Serie „Marienhof“ im Jahr 2005). 
Auch in der Rechtswissenschaft wird verbreitet eine Anpassung der werbe-
rechtlichen Trennungsvorschriften an die veränderten Rahmenbedingungen 
in den Medien gefordert.  

Die Gegner der Legalisierung von Product Placement kommen insbe-
sondere aus den Reihen der öffentlich-rechtlichen Sender, der Landesme-
dienanstalten und dem Pressesektor. Sie befürchten im Wesentlichen eine 
Aushebelung des Grundsatzes der Trennung von Werbung und Programm 
und damit die Gefährdung der Unabhängigkeit und Glaubwürdigkeit des 
Fernsehens als zentrales Medium der individuellen und öffentlichen Mei-
nungsbildung in der demokratischen Gesellschaft. Von Seiten der Presse – 
die von einer Zulassung von Product Placement nicht profitiert – wird vor 
allem befürchtet, dass weitere Werbeanteile der Printmedien an das Fern-
sehen verloren gehen könnten. Auch ein großer Teil des rechtswissen-
schaftlichen Schrifttums wendet sich gegen die mit der Zulassung von 
Product Placement verbundene Auflockerung des werberechtlichen Tren-
nungsgrundsatzes.  

 
Die rechtlichen und tatsächlichen Probleme im Zusammenhang mit Pro-
duct Placement sind vielschichtig und betreffen sowohl das Europarecht 
wie auch das nationale Recht. Die folgende Untersuchung widmet sich im 
ersten Kapitel neben der begrifflichen Abgrenzung zu ähnlichen Werbfor-
men den werbetechnischen Eigenschaften von Product Placement und stellt 
die wirtschaftlichen Hintergründe dar. Dabei soll vor allem auf die Ursa-
chen der aktuellen Finanzierungsprobleme des privaten Free-TV und das 
wirtschaftliche Entwicklungspotenzial von Product Placement eingegangen 
werden. Das zweite Kapitel liefert einen Überblick der wesentlichen Neu-
regelungen der AVMD-Richtlinie sowie eine kritische Würdigung insbe-
sondere der Vorschriften zum Product Placement. Im dritten Kapitel wird 
der Einsatz von Product Placement nach den bis zum Inkrafttreten des 
13. Rundfunkänderungsstaatsvertrags geltenden Werbevorschriften des 
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Rundfunkstaatsvertrags, insbesondere dem Verbot der Schleichwerbung, 
untersucht. Der bisherigen Rechtslage werden anschließend die Neurege-
lungen des 13. Rundfunkänderungsstaatsvertrags gegenübergestellt und die 
wesentlichen Neuerungen in Hinblick auf künftige Auslegungsfragen einer 
kritischen Würdigung unterworfen. Mit Blick auf die Umsetzung der 
Richtlinienvorschriften in das deutsche Rundfunkrecht wird die Zulassung 
von Product Placement im vierten Kapitel aus Sicht des deutschen Verfas-
sungsrechts betrachtet. Im Mittelpunkt steht die Frage nach der Vereinbar-
keit von Product Placement mit der Rundfunkfreiheit. Dabei werden die 
verfassungsrechtlichen Direktiven für den Gesetzgeber bei der Ausgestal-
tung der Rundfunkordnung anhand der Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts herausgearbeitet und vor dem Hintergrund der dogmatischen 
Streitigkeiten über den „dienenden“ Charakter der Rundfunkfreiheit sowie 
den tiefgreifenden Wandel der Medienlandschaft infolge der Digitalisie-
rung kritisch betrachtet. Das fünfte Kapitel liefert schließlich eine entspre-
chende Untersuchung der Regelung von Product Placement in der AVMD-
Richtlinie anhand der Grundrechte der Europäischen Union.  

 



 

1. Kapitel  

Product Placement – Instrument der Werbung und Mittel 
zur Finanzierung von Fernsehprogrammen 

1. Kapitel: Product Placement als Werbeform und Finanzierungsmittel 

A. Product Placement als Instrument der Werbung 
A. Product Placement als Instrument der Werbung 

I. Entwicklung und Beispiele 

Product Placement ist vor allem durch Kinospielfilme in das Bewusstsein 
der Öffentlichkeit gerückt. Ein klassisches Beispiel für den gleichsam auf-
fälligen wie gelungenen Einsatz von Product Placement sind die Filme der 
James-Bond-Reihe. Bereits in den 1960er Jahren tauchten hier zahlreiche 
Markenprodukte auf. Bis heute gehören schnittige Sportwagen (Aston 
Martin, BMW), edler Champagner (Dom Pérignon) und teure Armbanduh-
ren (Omega) zum festen kommerziellen und künstlerischen Bestandteil der 
Marke James Bond. Noch bevor die Filme in die Kinos kommen, ist das 
Automobil des britischen Geheimagenten Gegenstand der öffentlichen De-
batte in Fach- und Publikumskreisen. Auch das Marketing der Hersteller 
ist ganz auf die Präsenz des Produktes im aktuellen James-Bond-Film ab-
gestimmt. Die James-Bond-Filme haben neben zahllosen anderen Filmpro-
duktionen das Werbeinstrument Product Placement als integrativen 
Bestandteil des Filmwerkes und dessen Gesamtvermarktung etabliert. Die 
Einstellung des Filmpublikums gegenüber dieser Form des Product Place-
ment wird überwiegend positiv eingeschätzt1, so dass in diesem Kontext 
kaum jemals der negativ konnotierte Begriff der Schleichwerbung zu hören 
ist. Etwas anderes gilt dagegen für Product Placement im Fernsehpro-
gramm, etwa in Serien, Fernsehfilmen, Fernsehshows und Reportagen, das 
zunehmend Bedeutung erlangt und gleichzeitig auf verbreitete Kritik 
stößt.2  
                                                 

1 Vgl. Lehu, Branded Entertainment, S. 64 ff.; Vgl. Bacher/Rössler, in: Friedrich-
sen/Friedrichsen (Hrsg.), Fernsehwerbung, S. 199 ff. (210). 

2 Vgl. Beispiele bei Bork, Werbung im Programm, S. 4 ff.; sowie zum sog. „Marien-
hof-Skandal“ ausführlich: Lilienthal, Skandal um TV-Schleichwerbung, Dossier in epd-
medien 42/2005, S. 3 ff. In diesem Zusammenhang ist auch die Beendigung der Zusam-
menarbeit zwischen dem ZDF und der Moderatorin Andrea Kiewel („Fernsehgarten“) im 
Dezember 2007 zu erwähnen. Kiewel hatte sich aufgrund vertraglicher Absprachen mit 
dem Unternehmen „Weight Watchers“ in der Sendung „Johannes B. Kerner“ mehrfach 
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Als Wiege des Product Placement gilt die Kinofilmindustrie in den USA. 
Ausgehend vom permanenten Requisitenbedarf der Studios entwickelte 
sich in der Filmhauptstadt Hollywood parallel zum Aufstieg der Filmin-
dustrie bereits in den Dreißiger Jahren des 20. Jahrhunderts ein florieren-
des Geschäft mit dem Verleih von Markenprodukten, das aus Gründen der 
Effizienz zumeist über professionelle Vermittler und so genannte „Ware-
houses“ abgewickelt wurde. Sie hielten einen großen Bestand an Requisi-
ten in katalogisierter Form bereit und organisierten die Abwicklung der 
Verträge.3 Auf diese Weise tauchten bereits damals diverse Markenpro-
dukte in den Kinofilmen auf. Der heute zu beobachtende, systematisch auf 
die Marketingstrategien der Unternehmen abgestimmte Einsatz von Pro-
duct Placement als spezifische Werbemaßnahme entwickelte sich jedoch 
erst mit der zunehmenden Professionalisierung der Werbebranche. 

Als Geburtsstunde des modernen und professionellen Product Place-
ment gilt der Filmklassiker „Die Reifeprüfung“ aus dem Jahr 1967.4 In 
diesem Film genießt die Hauptfigur Benjamin Braddock (gespielt von Dus-
tin Hoffmann), ein Heranwachsender aus gutem Hause, den freien Sommer 
größtenteils am Steuer seines knallroten Alfa Romeo Spider und gerät 
schließlich in eine verhängnisvolle Dreiecksaffäre mit der wesentlich älte-
ren Mrs. Robinson und ihrer Tochter Elaine. Der auffällige Sportwagen ist 
dabei ein zentraler Bestandteil der Filmhandlung und wird erst beim be-
rühmten Finale mit leerem Tank am Straßenrand zurückgelassen. Benjamin 
und Elaine flüchten derweil im Überlandbus vor der wütenden Hochzeits-
gesellschaft, die sich gerade zu der arrangierten Hochzeit Elaines mit ei-
nem anderen zusammengefunden hatte. Ob zwischen der Firma Alfa Ro-
meo und den Filmemachern eine entgeltliche Vereinbarung über die 
Verwendung des Fahrzeugs getroffen wurde oder ob der Spider ausschließ-
lich aus dramaturgischen Gründen als Requisite ausgewählt wurde, ist 
nicht geklärt.5 Der Werbeeffekt dieser Platzierung lässt sich jedoch schon 
                                                                                                                               
positiv über das Unternehmen äußerte, vgl. Spiegel-Online vom 21.12.2007, URL: 
http://www.spiegel.de/kultur/gesellschaft/0,1518,524888,00.html (Abruf am 25.2.2009) 
sowie Spiegel-Online vom 21.12.2007, URL: http://www.spiegel.de/kultur/gesellschaft/ 
0,1518,524905,00.html (Abruf am 21.12.2007). Für Mai 2009 ist jedoch bereits die 
Rückkehr der Moderatorin zum ZDF geplant, vgl. Süddeutsche Zeitung vom 2.1.2009, 
S. 15. 

3 Hierzu ausführlich: Dörfler, Product Placement, S. 27 f.; Auer/Kalweit/Nüßler, Pro-
duct Placement, S. 49 ff.  

4 Vgl. Auer/Kalweit/Nüßler, Product Placement, S. 51; Scherer, Product Placement, 
S. 20; Schaar, Fernsehwerbung, S. 34; Fuchs, Product Placement und Schleichwerbung, 
S. 17; Völkel, Product Placement aus Sicht der Werbebranche und seine rechtliche Ein-
ordnung, ZUM 1992, 55 (55); Hörrmann, ZEuS 2005, S. 585 ff. (587); Hartstein/ 
Ring/Kreile/Dörr/Stettner, RStV, B 5, § 7 Rn. 47  

5  Die Entgeltlichkeit der Platzierung bejahend: Fuchs, Product Placement und 
Schleichwerbung, S. 17; Völkel, ZUM 1992, 55 (55); kein Hinweis auf Entgeltlichkeit 
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daran ablesen, dass der Alfa Romeo Spider in den USA unter dem Spitz-
namen „The Graduate“ vermarktet wurde – den englischen Originaltitel 
des Films. Wenngleich Markenartikel bereits zu früheren Zeiten in Spiel-
filme integriert wurden (s.o.), so ist doch der Spider in „Die Reifeprü-
fung“ als erstes Musterbeispiel für gelungenes und werbewirksames Pro-
duct Placement anzusehen. Der Erfolg der Platzierung ist in erster Linie 
auf die harmonische Einbettung in die Filmhandlung zurückzuführen. Dem 
Alfa Romeo Spider wurde gewissermaßen eine eigene Rolle zugewiesen, 
so dass das Fahrzeug niemals unmotiviert oder aufdringlich ins Bild ge-
rückt werden musste.6 Der kommerzielle Erfolg dieser Platzierung wirkte 
sogar bis in das Jahr 2004 fort: Der Autohersteller Audi knüpfte in einem 
Werbespot an die Handlung von „Die Reifeprüfung“ an und ließ den in-
zwischen leicht ergrauten Dustin Hoffmann nunmehr seine eigene Tochter 
vor der überstürzten Eheschließung retten. Beide flüchten schließlich – 
ganz bequem – in einem Oberklassemodell der Firma Audi.7 

Die gesteigerte Kommerzialisierung und Professionalisierung des Film-
geschäfts und die zunehmende ökonomische Bedeutung von Markenpro-
duktion führten etwa ab den 1980er Jahren zu zahlreichen Kooperationen 
zwischen der Industrie und den Filmemachern. Einige gelten wegen ihres 
durchschlagenden Erfolgs als Meilensteine der Product-Placement-Ge-
schichte. An dieser Stelle sei beispielhaft auf die Platzierung des amerika-
nischen Schokoladenherstellers „Herschey“ in dem Steven-Spielberg-Film 
„E.T. – Der Außerirdische“ verwiesen.8 In einer Szene des Films wird die 
erste Annäherung zwischen dem kindlichen Hauptdarsteller und dem auf 
der Erde gestrandeten Außerirdischen „E.T.“ nur dadurch möglich, dass 
das Kind dem Außerirdischen „Reese’s Pieces“-Bonbons anbietet, ein bis 
zu diesem Zeitpunkt weitgehend unbekanntes Produkt. Der Umsatz des 
Unternehmens soll infolge dieser Platzierung im ersten Monat nach der 
Erstaufführung des Films um 70% gestiegen sein.9 

 
Auch in Deutschland kann Product Placement auf eine lange Geschichte 
zurückblicken. Die Anfänge liegen, ähnlich wie in den USA, im Bereich 

                                                                                                                               
dagegen bei Auer/Kalweit/Nüßler, Product Placement, S. 51; Hörrmann, ZEuS 2005, 
S. 585 ff. (587); Scherer, Product Placement, S. 20; Schaar, Fernsehwerbung, S. 34. 

6 Vgl. Schaar, Fernsehwerbung, S. 34 
7 Diese Form der „Crosspromotion“, der gegenseitigen werblichen Bezugnahme von 

(Kino)Filmen und klassischer Werbenspots, wird als „Promotional Tie-In“ bezeichnet 
und weist wegen der erzielten Synergieeffekte besonders hohe Recall-Werte auf, vgl. 
Schaar, Fernsehwerbung, S. 45 f., mit Verweis auf die Vermarktungspraxis für James-
Bond-Filme. 

8 Vgl. Auer/Kalweit/Nüßler, Product Placement, S. 51 f. 
9 Vgl. Auer/Kalweit/Nüßler, Product Placement, S. 52; andere Quellen sprechen von 

67 % Umsatzsteigerung vgl. Nachweis bei Schultze, Product Placement, S. 9 


